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& SACHVERHALT
Die 22 Jahre alte Tanja (T) pflegt einen aufwändigen Lebensstil. Um die notwendige Finanzie-
rung auch weiterhin sicherstellen zu können, beschließt sie, eine leerstehende Eigentums-
wohnung, die sie von ihrem Vater, dem verwitweten Heinz Vetter (V), geschenkt bekommen
hatte, zu „versilbern“. Sie findet mit dem 21-jährigen Julian (J) auch einen Kaufinteressenten. J
bittet T um nähere Informationen zu der Wohnung. T erzählt ihm von der Schenkung durch V
zu ihrem 16. Geburtstag (2005). Der Schenkungsvertrag sei – was zutrifft – unter Beachtung
der gesetzlichen Formvorschriften geschlossen worden. Das gelte auch für die Auflassung, die
von T und V vor einem Notar erklärt wurde. Die Eintragung ins Grundbuch sei ebenfalls
erfolgt.

V hatte die Wohnung einige Jahre zuvor als Geldanlage erworben. Daher lastet – wie schon
im Zeitpunkt der Schenkung – eine Hypothek auf der Wohnung, die zur Sicherung des
Restkaufpreises dient. T und J einigen sich daher darauf, dass der Kaufpreis um 10.000 EUR
reduziert wird. T weist J weiter darauf hin, dass im Grundbuch seit jeher eine gemäß §§ 8 II,
5 IV und 10 II Wohnungseigentumsgesetz (WEG) auch gegen Rechtsnachfolger wirkende
„Gemeinschaftsordnung“ eingetragen ist. Entgegen der abdingbaren Vorschrift des § 22 II
WEG ist in der Gemeinschaftsordnung vereinbart, dass bei Zerstörung des Gebäudes eine
unbedingte Verpflichtung zum Wiederaufbau besteht, sofern dieser wirtschaftlich sinnvoll ist.
Es besteht ferner seit 2001 ein Verwaltervertrag zwischen der Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentümer und der X-Wohnungsverwaltungs-GmbH (X). Dort ist unter anderem die Zah-
lung einer monatlichen Vergütung an die X vereinbart.

T und J schließen vor dem Notar Dr. Noll (N) einen formgerechten Kaufvertrag gem.
§§ 433, 311 b I BGB. Zur Sicherung des Übereignungsanspruchs wird zusätzlich vereinbart,
dass T zugunsten des J eine Auflassungsvormerkung bewilligt, was insgesamt durch N beur-
kundet wird. T erklärt sich bereit, die Vormerkung schnellstmöglich ins Grundbuch eintragen
zu lassen und begibt sich zum zuständigen Grundbuchamt. Überraschend erklärt ihr jedoch
der gem. § 3 Nr. 1 h) RPflG zuständige Rechtspfleger, Herr Rupp (R), dass er den Antrag
wohl zurückweisen müsse, weil nach seiner Ansicht die notwendigen Eintragungsvorausset-
zungen nicht vorliegen. T ist dagegen der Ansicht, dass dies der Fall sei und „alles mit rechten
Dingen“ zugehe. Sie könne schließlich frei über die Wohnung verfügen – jedenfalls, seitdem
sie volljährig ist.

Kann die Auflassungsvormerkung zugunsten des J in das Grundbuch eingetragen wer-
den?

ABWANDLUNG
V will auch T’s Bruder, dem 17-jährigen Simon (S), bereits zu Lebzeiten eine finanzielle
Grundlage schaffen und ihm eines seiner Grundstücke schenken. Im Jahr 2009 hatte sich V
selbst einen Nießbrauch an dem Grundstück bestellt, welcher ihn auch verpflichtet, die außer-
ordentlichen Lasten, die Kosten außergewöhnlicher Ausbesserungen und Erneuerungen sowie
die Tilgung einer auf dem Grundstück lastenden Grundschuld zu tragen. Die zum Abschluss
des Schenkungsvertrags wie auch der Auflassung erforderlichen Erklärungen werden wieder-
um vor N abgegeben. Zusätzlich hatte sich V aber im Schenkungsvertrag ein Rücktrittsrecht
für den Fall vorbehalten, dass S das Grundstück veräußert. N beurkundet alle diese Erklärun-
gen und beantragt unter Vorlage der Auflassungsurkunde die Eintragung des Eigentumsüber-
gangs in das Grundbuch. Der für die Eintragung zuständige R lehnt den Antrag jedoch mit
der Begründung ab, die Übertragung der Eigentumswohnung könne nicht ohne Bestellung
eines Ergänzungspflegers vorgenommen werden.

* Die Verfasserin Obergfell ist Inhaberin des Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, Gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht,
Internationales Privatrecht und Rechtsvergleichung an der Humboldt-Universität zu Berlin; der VerfasserHauck ist Akademischer
Rat am Lehrstuhl für Wirtschaftsrecht und Geistiges Eigentum an der Technischen Universität München.
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Hat R die Grundbucheintragung zu Recht verweigert?

& LÖSUNG – AUSGANGSFALL

Anmerkung: Vgl. zum Ausgangsfall: BGHZ 187, 119 = BGH NJW 2010, 3643; insb. zur Abwandlung
auch: BGH NJW 2005, 415. Zur Vertiefung Stadler JA 2011, 466; Medicus JZ 2011, 159; Keller JA 2009,
561; zur prüfungsrelevanten Problematik der Schenkung eines Tieres an Minderjährige siehe Timme JA
2010, 174; Scholl/Claeßens JA 2010, 765. Die hier behandelte Thematik der Schenkung von Grund-
eigentum an Minderjährige war unter anderem Gegenstand der Aufgabe 1 des Bayerischen Staats-
examens 2006/I.

Die Auflassungsvormerkung kann eingetragen werden, wenn die formellen und materiellen
Voraussetzungen gem. § 885 BGB iVm §§ 13, 19 GBO vorliegen. Dagegen hat R gemäß § 18
GBO den Eintragungsantrag zurückzuweisen, wenn ein Eintragungshindernis besteht.

A. EINTRAGUNGSVORAUSSETZUNGEN EINER VORMERKUNG
Es müsste zunächst ein Anspruch bestehen, der durch eine Vormerkung gesichert werden kann
(Akzessorietät). In Frage kommt vorliegend der schuldrechtliche Auflassungsanspruch des J
gegen T aus dem Kaufvertrag. Dabei handelt es sich um einen Anspruch iSv § 883 I 1 BGB.

Die Eintragung einer Vormerkung erfolgt gem. § 13 GBO nur auf Antrag. Hier stellt T den
Eintragungsantrag. Sie müsste daher antragsberechtigt sein. Antragsberechtigt ist nach § 13 I 2
GBO derjenige, dessen Recht durch die Eintragung unmittelbar betroffen wird (= verlierender
Teil). Ferner ist derjenige antragsberechtigt, zu dessen unmittelbaren Gunsten die Eintragung
erfolgen soll (= gewinnender Teil). Vorliegend müsste sich die dingliche Rechtsstellung un-
mittelbar für T verschlechtern. Dies ist hier der Fall, wenn durch die Vormerkung ihre Rechts-
stellung hinsichtlich der Wohnung betroffen würde. In diesem Fall ist sie antragsbefugt.
Dagegen fehlen insbesondere dann ihre Antragsberechtigung und -befugnis und es besteht ein
Eintragungshindernis gem. § 18 GBO, wenn sie nicht Eigentümerin der Wohnung ist. Denn
bei fehlender Eigentümerstellung ist ihre dingliche Rechtslage durch die Vormerkung auch
nicht betroffen. In diesem Fall hätte sie zudem die notwendige Bewilligung gem. § 885 I 1
BGB iVm § 19 GBO nicht erteilen können (vgl. zu den Eintragungsvoraussetzungen Neuner,
Sachenrecht, 3. Aufl. 2008, Rn. 481 ff.).

Fraglich ist daher, ob T Eigentümerin der Wohnung ist. Ursprünglich war V Eigentümer.
Das Eigentum könnte jedoch durch wirksame Einigung und Auflassung im Jahr 2005 an T
übergegangen sein.

I. Formelle Wirksamkeit der Auflassung
Verfügungen über Wohnungseigentum werden gem. § 6 I WEG durch Übertragung des Mit-
eigentumsanteils am Grundstück vollzogen. Die §§ 873, 925 BGB sind anwendbar. Laut Sach-
verhalt wurde die Einigung bezüglich der Übertragung des Wohnungseigentums von V und T
bei gleichzeitiger Anwesenheit beider Teile vor dem Notar N erklärt. Die Wirksamkeit der
Auflassung entspricht damit § 925 BGB.

II. Materielle Wirksamkeit
Die Auflassung könnte aber materiell unwirksam gewesen sein, weil T gem. §§ 2, 106 BGB
beschränkt geschäftsfähig war und eine wirksame Willenserklärung womöglich nicht abgeben
konnte. Nach § 107 BGB ist ihre im Rahmen der Einigung abgegebene Willenserklärung daher
mit Einwilligung des gesetzlichen Vertreters wirksam. Etwas anderes gilt aber dann, wenn T
durch die Abgabe der Willenserklärung einen lediglich rechtlichen Vorteil erlangt. Ein Rechts-
geschäft ist nicht lediglich rechtlich vorteilhaft, wenn dadurch für den beschränkt Geschäfts-
fähigen unmittelbar persönliche Pflichten begründet oder bestehende Rechte aufgehoben oder
jedenfalls gemindert werden (Staudinger/Knothe, BGB, 2012, § 107 Rn. 2). Maßgeblich sind
allein die rechtlichen Folgen. Auf die wirtschaftlichen Folgen kommt es hingegen nicht an
(BGH NJW 2005, 415 [418]; Palandt/Ellenberger, BGB, 71. Aufl. 2012, § 107 Rn. 2). Ent-
gegen des Wortlauts von § 107 BGB ist auch ein rechtlich neutrales Geschäft ausreichend, weil
der Minderjährige insoweit nicht schutzbedürftig ist (Brox/Walker, Allgemeiner Teil des BGB,
33. Aufl. 2009, Rn. 277; Paefgen JuS 1992, 192 [193]; MüKoBGB/Schmitt, Münchener Kom-
mentar zum BGB, 6. Aufl. 2012, § 107 Rn. 33; Palandt/Ellenberger aaO § 107 Rn. 7). Hier
kann die Wertung des § 165 BGB herangezogen werden (Leipold, BGB I, 6. Aufl. 2010, § 11
Rn. 42). Zu ermitteln ist im Ergebnis also, ob die Willenserklärung der T, die auf die Einigung
mit V gerichtet ist, einen rechtlichen Nachteil bringt.

1. Dinglicher Rechtserwerb und lediglich rechtlicher Nachteil
Der Erwerb von Rechten aufgrund eines Verfügungsgeschäfts ist in der Regel als lediglich

Antragserfordernis

Übertragung des
Miteigentumsanteils –

Anwendbarkeit der §§ 873,
925 BGB
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Geschäftsfähigkeit der T

Def.: lediglich rechtlicher
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rechtlich neutrale Geschäfte
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